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Bauen  
in der Stadt

Beton als  
Kohlenstoffsenke

Neues Berufsbild im 
Bauhauptgewerbe



Am CAMPUS SURSEE wird eine fundierte Vorbereitung auf die Höhere 
Fachprüfung (HFP) Bauführung angeboten – ein Programm, das auf eine 
anspruchsvolle und vielseitige Führungsrolle in der Baubranche vorbereitet.
Die HFP Bauführung ist nicht nur ein neuer Meilenstein in der 
Bauausbildung, sondern ebnet den Weg zu einer bedeuten­
den Position mit hoher Verantwortung. Die Ausbildung ba­
siert auf dem Lernfeldkatalog des SBV und wird in den Fach­
richtungen Hochbau und Verkehrswegebau durchgeführt. 
Die Kombination aus technischer Expertise, betriebswirt­
schaftlichem Wissen, Führungsfähigkeiten und Persönlich­
keitsbildung macht die Ausbildung einzigartig.

Struktur und Inhalte der Ausbildung
• �Modularer Aufbau: 77 Präsenztage, ergänzt durch selbst­

organisiertes Lernen und digitale Lernplattformen.
• �Vielfältige Lernfelder: Inhalte aus den Bereichen Technik 

(50%), Betriebswirtschaft (20%), Führung (20%) und Per­
sönlichkeitsentwicklung (10%).

• �Individuelle Vorkurse je nach Vorbildung
• �Vier kurze Präsenzblöcke von drei bis vier Wochen über 

zwei Jahre verteilt
• �Konsequente Praxisorientierung: Die erlernten Kompe­

tenzen werden zwischen den Modulen direkt im Arbeits­
alltag vertieft und angewendet.

• �Sinnvolle Reihenfolge der Themenvermittlung, somit 
sofort einsatzbereit in der Unternehmung

Ein Ort für berufliche und persönliche Entwicklung
Der CAMPUS SURSEE bietet ideale Rahmenbedingungen für 
die Weiterbildung. Neben modernen Lernräumen und Infra­
struktur wird der Austausch unter den Teilnehmenden ge­
fördert. Die kurzen Präsenzblöcke erleichtern die Vereinbar­
keit mit dem Berufsalltag. Die HFP Bauführung ist eine 
Ausbildung, die Perspektiven schafft.

Start der nächsten Lehrgänge: 23. und 25. Juni 2025. Wei­
tere Informationen sind über Marcel Probst, Schulleiter Bau­
führung, erhältlich: marcel.probst@campus-sursee.ch, Tele­
fon 041 926 22 34.

Mehr Details sind online verfügbar.

Das nächste Karriereziel: 
Dipl. Bauführer/in HFP

PUBLIREPORTAGE

2 SBW Nr. 1/25



EDITORIAL

3SBWNr. 1/25

Bauen in Genf – 
trotz allem
Immer mehr Menschen wollen in Genf 
leben. Den Antworten auf die Wohnungsnot 
stehen strukturelle Probleme entgegen, die 
die Initiativen der Bauherren ausbremsen.

Die Wohnungsnot in Genf ist chronisch und 
belastet die Bürgerinnen und Bürger, die dort 
leben möchten. Doch anstelle unterstützender 
Initiativen stehen der Entwicklung der Projekte 
von Bauträgern und Bauunternehmen Hürden 
im Weg, die es schwer machen, gegen diesen 
Mangel anzugehen.

Die Möglichkeiten, neuen Baugrund zu er­
schliessen, sind angesichts von immer weniger 
verfügbarem Bauland und aufgrund von ge­
schützten Agrargebieten derzeit eingeschränkt. 
Während die Bewahrung der Umwelt wichtig 
ist, stellt die bereits hohe Bebauungsdichte die 
Baumeister vor grosse Herausforderungen. Zu 
dieser räumlichen Einschränkung kommen un­
zählige Bedenken hinsichtlich Umweltschutz, 
Budget, Kulturgut, aber auch der Wunsch, das 
Bevölkerungswachstum zu begrenzen, und die 
reflexhafte Ablehnung Not in my backyard.

Zusätzlich zu diesen Schwierigkeiten, die eher 
dafür sprechen, Wohnraum ausserhalb des Kan­
tons zu schaffen, spielt die Verkehrsdichte in 

Genf eine Rolle: Sie steht einem reibungslosen 
Baubetrieb im Wege. Der Transport der Arbeits­
kräfte und des Materials wird zum Problem. Die 
Abstimmung mit dem kantonalen Verkehrsamt, 
die zur Koordination öffentlicher und privater 
Bauarbeiten unerlässlich ist, bleibt komplex und 
verursacht zusätzliche Verzögerungen. Diese 
Missstände steigern die bereits unter starkem 
finanziellem Druck stehenden Projektkosten.

Schliesslich erhöhen Klima- und Energieaspek­
te die Komplexität. Die zur Erreichung der Zie­
le der Energiestrategie 2050 notwendigen Sa­
nierungen sind mit hohen Investitionen 
verbunden und bedürfen einer sorgfältigen 
Koordination zwischen den Gewerken. Vor die­
sem Hintergrund böte die Überlegung, Neu­
bauten zu bevorzugen, statt dysfunktionale 
Gebäude zu renovieren, zwei Vorteile: Der 
Siedlungsraum könnte verdichtet und die Ener­
gieeffizienz durch neue und qualitativ hoch­
wertigere Bauwerke verbessert werden.

Angesichts dieser Schwierigkeiten steht Genf 
an einem Scheideweg. Die Herausforderungen 
lassen sich nur mit einer hohen Synergie zwi­
schen öffentlichen und privaten Trägern bewäl­
tigen. Die Immobilienentwicklung ist zur Schaf­
fung von Wohnraum entscheidend und 
erfordert eine inklusive und nachhaltige Vision, 
um den Erhalt der Bauunternehmen mit Tau­
senden davon abhängenden Arbeitsplätzen 
und eine harmonische Zukunft für die Bürge­
rinnen und Bürger sicherzustellen.

Eric Biesel, Geschäftsleiter des Genfer 
Baumeisterverbands (SSE Genève)B
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Der Zement könnte in 
Zukunft klimafreundlich 
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bekommt einen neuen 
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die Absturzsicherung 
ab zwei Metern Pflicht.
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Fokus

Bauen  
in der Stadt
In urbanen Zentren ist Wohnraum 
knapp und sehr begehrt. Deshalb 
braucht es mehr Bautätigkeit in der 
Stadt. Was bedeutet das für die 
Verantwortlichen, wie erfolgt eine 
Innenverdichtung idealerweise, 
und wie erfolgt das Bauen in 
beengten Verhältnissen? Wir haben 
die Antworten.
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Sadat Asani, Projekt-/Bauleiter, 
Leuthard Baumanagement AG, 
Merenschwand (AG)
Ich sehe drei Aspekte, in denen unsere 
Zusammenarbeit mit städtischen und/
oder kantonalen Behörden optimiert 
werden könnte: die Genehmigungs­
verfahren, die Koordination zwischen 
den verschiedenen offiziellen Abteilun­
gen oder Ämtern und eine frühere Ein­
bindung der Bauunternehmen ins Pro­
jekt.

Beim ersten Bereich sind die Entschei­
dungsprozesse langwierig und schwer 
nachvollziehbar. Eine verstärkte Digita­
lisierung und klar definierte Verant­
wortlichkeiten könnten hier Abhilfe 
schaffen und Effizienz und Transparenz 
nach sich ziehen.

Beim zweiten Bereich könnte die Ab­
stimmung zwischen den unterschied­
lichen städtischen oder kantonalen 
Stellen besser strukturiert werden, um 
Verzögerungen zu minimieren.

Beim dritten Bereich schliesslich würde 
ein offener Dialog in frühen Projekt­
phasen helfen, potenzielle Hindernisse 
bereits vor der Umsetzung zu erkennen 
und praxisnahe Lösungen zu entwi­
ckeln.

Benoît Moreau, Betriebsleiter,  
Piasio – HTP, Bardonnex (GE)
Die Bewilligung und Freigabe der Pro­
zesse im Zusammenhang mit der vor­
bereitenden Baustellenkoordinierung 
durch die verschiedenen Behörden 
(Departemente des Staates, Polizei, 
Kanton, Gemeinde ...) dauert immer 
länger und wird immer komplizierter. 
Das stellt Unternehmen, Auftragneh­
mer und Bauherren in dieser wichtigen 
Phase oft vor Herausforderungen und 
verunsichert sie.

Eine einfache Lösung, um einen guten 
Baubeginn und eine solide Organisa­
tion zu gewährleisten, wäre etwa, die 
Baubewilligung an die Teilnahme an 
einer Koordinierungssitzung zu den 
Vorentscheiden und Verwaltungsver­
fahren zu knüpfen, die für einen opti­
malen Baubeginn erforderlich sind.

Ideal wäre es, einen einzigen öffent­
lichen Ansprechpartner als Vermittler 
zu benennen und die Bewilligungs­
phase auf einen Monat zu verkürzen. 
Das entspricht der Frist für die Be­
schwerde gegen die Baubewilligung ab 
der Veröffentlichung im Amtsblatt.

Bewilligungsphase 
auf einen Monat 
verkürzen
Bauen – besonders in der Stadt – gelingt dann, 
wenn alle aktiv dazu beitragen. Auch die 
Behörden. An folgenden Stellen ist unseren 
Mitgliedern zufolge ihre Zusammenarbeit noch 
ausbaufähig.
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«Verdichtung braucht 
Vielfalt»

Christian Schmid, Professor für Soziologie und Stadtentwicklung 
am Departement Architektur der ETH Zürich, sagt, wie 
Verdichtungsprojekte die Lebensqualität in Städten verbessern.
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Was macht eine Stadt lebenswert? Für 
Christian Schmid, der sich als Soziologe 
am Departement Architektur der ETH 
Zürich wissenschaftlich mit der Stadt­
entwicklung auseinandersetzt, ist die 
Antwort klar: «Die Vielfalt der Men­
schen, die in ihr leben. Das friedliche 
Zusammenleben von unterschiedlichs­
ten Menschen schafft Begegnungs­
möglichkeiten und Urbanität. Es ist 
gerade die Offenheit gegenüber Frem­

den, die wir an beliebten Tourismus­
destinationen wie London oder Paris 
so schätzen.» Die Vielfalt könne gelin­
gen, wenn ein Ort unterschiedliche 
Räume offeriere. Gerade hier sieht 
Schmid ein Problem vieler Verdich­
tungsprojekte: «Es entstehen Gebäude 
in einer immer gleichen Architektur­
sprache, die für ganz bestimmte Ziel­
gruppen, meistens besser verdienende 
Paare oder Familien, gedacht sind. So 
kann aber keine Vielfalt entstehen.» 
Schmid fände es daher besser – «und 
es würde sich auch weniger Wider­

«Es ist illusorisch, 
jedes Gebäude 
in der Stadt Zürich 
um ein Stockwerk 
erhöhen zu wollen.»

stand regen» –, wenn bei Verdichtun­
gen nicht ganze Siedlungen abgerissen 
würden, sondern möglichst viele Ge­
bäude durch eine behutsame Erneue­
rung erhalten und Verdichtung durch 
Anbauten oder Aufstockungen ermög­
licht würden. So könnten auch mehr 
Menschen im Quartier wohnen blei­
ben. In Sachen Wohnungsnot und Ver­
dichtung müsse man zudem differen­
zieren, ob die Verdichtung tatsächlich 
Wohnraum für mehr Personen schaffe. 
«Häufig werden anstelle von 3-Zimmer- 
Wohnungen mit 60 Quadratmetern 
einfach Dreizimmerwohnungen mit 
100 Quadratmetern erstellt. Das bietet 
nicht mehr Personen, sondern anderen 
Personen Wohnraum – und genau das 
stösst auf Kritik.» Zumal, wie Schmid 
betont, die Grundrisse der kleinen 
Wohnungen aus den 1950er- und 
1960er-Jahren auch ihre Vorteile hät­
ten, was sich gerade in der Pandemie 
gezeigt hätte. «In Zeiten von Home­
office sind Eltern froh, auch mal die 
Türen schliessen zu können.»

Geregelte Pendlerströme
Zu den fehlenden Wohnungen in den 
urbanen Zentren sagt Schmid: «Das 
Problem betrifft vor allem Zürich oder 
Genf, und es geht dabei um die Frage 
der Erschwinglichkeit. Nämlich darum, 
dass die Wohnungen in den Zentren 
für immer mehr Bevölkerungskreise 
unerschwinglich werden. In peripheren 
Gebieten gibt es noch eher günstigen 
Wohnraum.» Wäre es nicht von Vorteil, 
wenn alle, die zum Beispiel in der Stadt 
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Zürich arbeiten, dort auch wohnen 
könnten? Die Stadt Zürich habe in der 
Tat in den 1970er-Jahren das Verhältnis 
zwischen Arbeitsplätzen und Wohn­
raum zugunsten des Wohnraums ver­
bessern wollen, erinnert sich Schmid. 
Das sei ein guter Ansatz gewesen. Für 
ihn ist es aber nicht negativ, wenn die 
Leute aus der Agglomeration zu den 
Zürcher Bahnhöfen pendeln. «Diese 
Pendlerströme lassen sich relativ ein­
fach mit der S-Bahn bewältigen. Wenn 
die Leute stattdessen zerstreut in der 
Agglomeration arbeiten würden, und 

zum Beispiel von Ottenbach nach Hin­
wil fahren müssten, wäre das fast nur 
noch mit dem Auto möglich. Das wür­
de die täglichen Staus rund um Zürich 
noch weiter vergrössern. Die Planung 
solcher tangentialer Pendlerströme 
wäre sehr viel anspruchsvoller.» Die 
Entwicklung der Agglomeration sei 
also wichtig, um den im Umfeld von 
urbanen Zentren benötigten Wohn­
raum zu schaffen, betont Schmid. Da­
bei gebe es in der Agglomeration Mög­
lichkeiten wie etwa Industriebrachen 
und Zonen mit tiefer Ausnützung, gibt 

er zu bedenken. Man müsse manchmal 
über die Gemeindegrenzen hinweg 
denken. Aber auch in der Agglomera­
tion brauche es Vielfalt. «Ich sehe im­
mer wieder fast gleichartige Wohnblö­
cke. Das wirkt monoton.» Ein gutes 
Beispiel ist für ihn hingegen die Glasi 
Bülach. Auf dem ehemaligen Gelände 
der Glashütte entstanden 583 Woh­
nungen, daneben aber auch Gewerbe­
flächen, öffentliche Plätze und Ge­
meinschaftsräume. Die Gebäude sind 
alle in einem anderen Stil, das Konzept 
lässt ein kunterbuntes Leben mit viel 
gegenseitigem Austausch zu.

Ob in der Agglomeration oder in der 
Stadt: Lange Bewilligungsverfahren 
und Einsprachen verzögern oder ver­
hindern sogar die Realisierung von 
Bauprojekten. Schmid denkt, dass kan­
tonale Richtpläne präzisere Vorgaben 
machen sollten, damit gewisse Fragen 
nicht erst auf Stufe Bauprojekt geklärt 
werden müssten. 

«Es gibt zu wenig Wohnforschung»
In Sachen fehlenden Wohnraums be­
mängelt Schmid, dass viele Kritiken 
nach Übeltätern und einfachen Rezep­
ten suchen würden und nicht an ech­
ten Problemlösungen interessiert sei­
en. «Es ist beispielsweise illusorisch, 
einfach jedes Gebäude in der Stadt 
Zürich um ein Stockwerk erhöhen zu 
wollen. Das wäre oft ein massiver Ein­
griff in die Bausubstanz und daher 
kompliziert und teuer. Es würde letzt­
lich zu noch mehr Gesamtsanierungen 
führen und noch mehr günstigen 
Wohnraum vernichten.» In der Schweiz, 
hält er fest, brauche es mehr massge­
schneiderte Lösungen und dafür auch 
eine bessere Wohnforschung.
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Es gibt viel zu tun
Angesichts des starken Bevölkerungswachstums im Kanton freut sich 
Jean-Luc Jaquier, Vizepräsident der FVE, über die fünf laufenden 
Agglomerationsprogramme, fordert aber weitere Anstrengungen, 
um den Bedarf an Wohnraum zu decken.
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Herr Jaquier, wir befinden uns in 
Ihren Geschäftsräumen im Viertel 
Flon, wo bald die Tramlinie ver
laufen wird. Wie beurteilen Sie die 
Entwicklung in Lausanne West?
Generell gut. Schliesslich gilt es, einer 
starken Nachfrage nach Mobilität und 
Wohnraum gerecht zu werden. Zwi­
schen Lausanne und Morges liegt die 
Leerstandsquote weit unter der Knapp­
heitsschwelle von 1,5%. Im Bezirk Lau­
sanne West wird sie sogar auf 0,47% 
geschätzt. Eine kohärente urbanisti­
sche Entwicklung und neue Infrastruk­
turen werden den Bauträgern, dem 
Kanton und den Gemeinden das Bau­
en ermöglichen und somit die Lage 
etwas entspannen.

Das reicht aber noch nicht aus.
Genau. Um dem Bedarf gerecht zu 
werden, müsste viel mehr gebaut wer­
den. Laut Kanton fehlen in der Waadt 
pro Jahr zwischen 500 und 1000 neue 
Wohnungen. Wenn man davon aus­
geht, dass die Zuwanderung in den 
nächsten Jahren noch zulegt – 2040 
dürfte die Schweiz zehn Millionen Ein­
wohner haben –, wird sich dieser Rück­
stand nie aufholen lassen. Dies ist für 
die Waadtländer Baubranche jedoch 
nicht die einzige Herausforderung. Der 
neue Entwurf des Energiegesetzes 
(LVLEne) verlangt, den Gebäudebe­
stand energetisch zu sanieren. Dafür 
gilt es genügend qualifizierte Arbeits­
kräfte zu finden.

Mit «génération Z» hat die Fédé-
ration vaudoise des entrepre-
neurs soeben erst ein geeignetes 

Instrument hierfür auf den Weg 
gebracht.
Richtig. Dabei handelt es sich um ein 
Pilotprojekt für eine neue duale Aus­
bildung, die sich an die Jugendlichen 
von heute richtet. Das können auch 
solche sein, die ein Gymnasium besu­
chen könnten oder vorzeitig abgehen, 
was 30 Prozent der Fälle ausmacht. 15 
Prozent von ihnen haben gar keinen 
Abschluss. So hoffen wir die Zahl unse­
rer Auszubildenden um 10 bis 20 Pro­
zent zu erhöhen. Der für Bildungs­
fragen zuständige Staatsrat Borloz 
unterstützt uns hier voll und ganz.

Das ganze  
Interview lesen.
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Schöne neue Bauwelt
Das Bauen ist komplex, gerade in Städten. Doch mit Hilfe künstlicher 
Intelligenz (KI), Building Information Modeling (BIM) und 
Lean Logistics eröffnen sich viele Möglichkeiten, um Abläufe auf 
Baustellen noch effizienter und präziser zu gestalten.
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Die Baustelle in einer Stadt ist beengt, es kann nur sehr 
wenig Material gelagert werden. Gleichzeitig ist die Zu­
fahrt zur Baustelle genau reglementiert, weil diese nur 
zu bestimmten Zeiten erfolgen darf – die Bautätigkeit 
soll das grosse Verkehrsaufkommen an der urbanen 
Lage möglichst wenig behindern. Eine Knacknuss für 
den Bauführer, der dafür sorgen muss, dass trotz den 
beschränkten Anliefer- und Lagermöglichkeiten immer 
genug Material für die anstehenden Arbeiten vorhan­
den ist. Wie bewältigt er diese knifflige Aufgabe? 

Die Verbindung von Building Information Modeling 
(BIM) mit Lean Logistics ermöglicht es ihm, die Effizienz 
logistischer Prozesse zu steigern. Dabei macht BIM die 
digitale Planung und Steuerung von Bauprojekten mög­
lich, während Lean Logistics für schlanke, effiziente 
Lieferketten sorgt. Es handelt sich um ein Datenma­
nagement – das dank der künstlichen Intelligenz (KI) 
vereinfacht werden kann. KI und Lean Logistics ergän­
zen sich ideal, um logistische Prozesse effizienter, fle­
xibler und nachhaltiger zu gestalten. Lean Logistics 
basiert auf den Prinzipien der Lean-Philosophie: Prozes­
se optimieren, Verschwendung minimieren und Wert 
für den Kunden maximieren. 

Alle Schnittstellen müssen vernetzt sein
KI bringt hierbei fortschrittliche Werkzeuge ins Spiel, 
um diese Ziele noch präziser zu erreichen. KI-Algorith­
men analysieren historische Daten und Echtzeit-Inputs, 
um Nachfrage und Lagerbestände präzise vorherzusa­
gen. So hat es immer genug, aber nicht zu viel Bau­
material auf der Baustelle. Der Platz ist ja beschränkt; 

«KI reagiert in Echtzeit auf 
veränderte Verhältnisse.»

wenn Ware herumliegt, stellt das ein Sicherheitsrisiko 
dar. Dabei berechnet KI die effizientesten Transport­
wege, unter anderem unter Berücksichtigung der Ver­
kehrsdaten zum Verkehrsaufkommen. Ein weiterer Vor­
teil: KI reagiert in Echtzeit auf veränderte Verhältnisse.

Schöne neue Bauwelt? Ja, aber sie funktioniert nur, 
wenn alle Schnittstellen vernetzt sind, alle Daten lau­
fend aktualisiert werden, und es braucht dazu auch den 
Menschen, der laufend die Daten aktualisiert. Und ein 
gutes Netz, weil grosse Datenmengen laufend verarbei­
tet werden. 5G bietet hier Vorteile. Trotzdem sind die 
Digitalisierung und KI auf der Baustelle angekommen – 
um zu bleiben.
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Spektakulärer Bau  
auf einer Kreuzung

Ein kniffliges Projekt: Unten wird gebaut, oben fliesst der Verkehr.  
Mitten in der Stadt St. Gallen, bei einem der wichtigsten 
Verkehrsknoten, entsteht eine neue Fuss- und Radwegverbindung. 
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Der Startschuss für den Neubau einer 
unterirdischen Fuss- und Radwegver­
bindung zwi-schen Bahnhof Nord und 
Kreuzbleiche in der Stadt St. Gallen, 
erfolgte im Frühling 2024. Seither lockt 
das spektakuläre Bauprojekt täglich 
Schaulustige an. «Das Spezielle an die­
ser Baustelle ist ihre Komplexität. Wäh­
rend unterirdisch gearbeitet wird, muss 
oben der Ver-kehr weiter fliessen», 
sagt Reto Bai, Bauführer der Hastag 

St. Gallen Bau AG. Genau dies ist der 
Knackpunkt: Der Verkehrsknoten an 
der Kreuzbleiche ist ein Autobahn­
zubringer und zudem eine der wich­
tigsten Kreuzungen der Stadt für den 
öffentlichen Verkehr: Bus- und Post­
autolinien in Richtung Westen der 
Stadt queren sie. Der Bau der 130 Me­
ter lan-gen, 2,8 Meter hohen und 
5,5 Meter breiten Unterführung findet 
tagsüber in einer offe-nen, gespriess­
ten Baugrube statt. Um dennoch das 
Verkehrsaufkommen zu gewährleisten, 
kommen über der Baugrube zwei Hilfs­
brücken zum Einsatz. «Sie erleichtern 
uns das Bauen wesentlich» erklärt Bai, 
«dank ihnen ist es möglich, dass oben 
die Autos, Lastwagen und Busse fah­

«Das Spezielle an 
dieser Baustelle ist 
ihre Komplexität.»

ren, während darunter die Bauarbeiter 
die Unterführung betonieren.»

In den vergangenen Monaten haben 
die Arbeiter unter der Brücke immer 
tiefer gegraben. «Die Hilfsbrücken sind 
so konstruiert, dass man sie ganz oder 
in Teilen abbauen kann, je nach Bau­
fortschritt um zum Beispiel die Decke 
zu betonieren», sagt Reto Bai. Man 
liegt gut im Zeitplan, ein Drittel der 
Unterführung ist bereits fertig, die Bau­
grube zur Hälfte ausgehoben. Die Ar­
beiten dauern bis im Sommer 2026.

Lesen Sie den  
ganzen Artikel.
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Überzeugendes Beispiel 
für modernen Städtebau

Energiesparend, verdichtet und behindertengerecht: In Bern ist 
die Wohnsiedlung Stöckacker Süd ein Pionierprojekt für das Bauen 
in urbanen Zentren.
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Der Schweizer Baumeisterverband for­
dert, dass wieder mehr Wohnungen 
gebaut werden können. Dabei setzt er 
auf eine Verdichtung in den bestehen­
den Siedlungsgebieten. Ein gutes Bei­
spiel für ein solch verdichtetes Bauen 
ist die Siedlung Stöckacker Süd im 
Westen der Stadt Bern. Sie überzeugt 
mit hoher architektonischer Qualität. 
Bei diesen Häusern war das Ziel der 
Bauherrschaft von Beginn weg klar: 

Eine ökologische, langfristig wirt­
schaftliche und gesellschaftlich verant­
wortungsvolle Siedlung zu bauen, die 
zur Aufwertung des Quartiers beiträgt. 
Weitere Anforderungen waren Miner­
gie-P-Eco sowie die Zielkriterien der 
2000-Watt-Gesellschaft. 

Mit 146 modernen Wohnungen – ein 
Mix aus 32 Alterswohnungen, 26 Town- 
Houses sowie 88 Geschosswohnungen 
– ersetzte die Stadt Bern die sanie­
rungsbedürftigen Wohnkomplexe mit 
106 Wohnungen aus den 1940er-Jah­
ren. Sie baute in der neuen Siedlung 
mehr und grössere Wohnungen: So 
verdoppelte sich die bauliche Ausnüt­
zung von 0,53 auf 1,13. Während es 
vorher 106 Wohnungen gegeben hat­
te, sind es nun neu 146. Deren Durch­

«Ein Stadtquartier 
wird aufgewertet.»

schnittsgrösse stieg von 53,6 auf 
95,4 Quadratmeter. Südacker Süd 
überzeugt durch gut angelegte Wege 
für den Langsamverkehr und eine nahe 
Anbindung an den öffentlichen Ver­
kehr. Mit einer Carsharing-Lösung für 
die Mieterschaft wurde ein kosteneffi­
zientes, nachhaltiges Mobilitätskon­
zept realisiert: Ein Carsharing-Fahrzeug 
ersetzt bis zu neun Privatfahrzeuge. 
Auf Parkplätze konnte deshalb gröss­
tenteils verzichtet werden. Das ergab 
dafür die Möglichkeit, grosszügige 
Grünräume zu erhalten und einen at­
traktiven Aussenraum zu gestalten.
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Herausgeputzte 
Flaniermeile

Viereinhalb Jahre lang war die Freie Strasse eine Dauerbaustelle. 
Die Umgestaltung der ältesten Einkaufsstrasse mitten in Basel-Stadt 
gestaltete sich aufwendig. Die Koordination mit allen Beteiligten 
erforderte viel Fingerspitzengefühl.
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Bei der Freien Strasse in der Stadt Basel 
war eine Umgestaltung notwendig, 
weil sie den Anspruch einer attraktiven 
Fussgängerzone in der Innenstadt nicht 
mehr erfüllte. Unter anderem wurden 
Strom-, Wasser-, Telekommunikations- 
und lokal Kanalisationsleitungen er­
setzt, hinzu kam der Neubau von 
Fernwärmeleitungen. «Es braucht Fin­
gerspitzengefühl, im Herzen einer 
Stadt zu bauen, während links und 

rechts Passanten ihrem Einkauf nach­
gehen», sagt Mirco Chanton, Baufüh­
rer der Albin Borer AG, der mit seinen 
Arbeitern fast fünf Jahre auf der Bau­
stelle tätig war. «Speziell war, die Be­
dürfnisse aller Beteiligten (Bauunter­
nehmer, Archäologen, Bauherren, 
Geschäftsinhaber, Anwohner und Pas­
santen) so zu koordinieren, dass alle 
zufrieden waren», sagt Pascal Frei, 
Bauleiter bei der Rapp AG. Die Logistik 
der Baustelle war eine der Herausfor­
derungen. «Die Bauarbeiter wurden 
selbst zu einer Attraktion, standen sie 
doch täglich unter Beobachtung der 
passierenden Bevölkerung.» Neben 
dem aufwendigen Abstimmungsbe­
darf bildeten die Umbauten der Laden­

«Die Bauarbeiter 
wurden selbst zur 
Attraktion.»

geschäfte an der Strasse weitere zu­
sätzliche Herausforderungen, die 
neben den eigentlichen Bauarbeiten 
berücksichtigt werden mussten. Zu­
dem musste jederzeit die Anlieferung 
der Geschäfte und Gastrobetriebe ga­
rantiert sein. Chanton: «Wir konnten 
dies gut mit Verkehrsdienst und Ab­
schrankungen lösen.» Der Bauführer 
ist stolz, dass während der Bauzeit 
keine Unfälle geschahen. Im November 
2024 waren die Bauarbeiten abge­
schlossen.

Den ganzen Artikel lesen.

Eine Strasse 
mit Geschichte
Die Freie Strasse ist die älteste 
Einkaufsstrasse der Stadt Ba­
sel. Sie wurde bereits zur Zeit 
der römischen Ansiedlung in 
Augusta Raurica im ersten 
Jahrhundert vor Christus als 
Transport- und Handelsweg in 
Richtung Westen genutzt und 
zählt heute zu den wichtigsten 
Einkaufsstrassen der Stadt.
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Der Bau lebt auch in Basel  
von Lösungen

Wer die Stadt Basel besucht, staunt über die Vielzahl an Baustellen. 
Dabei heisst es, Bauen am Rheinknie sei schwierig. Theodor Häner, 
Geschäftsführer des Verbands der Bauunternehmer Region Basel, 
äussert sich zur aktuellen Entwicklung.
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Basel verfolgt viele ehrgeizige Ziele, etwa in der Klima­
politik: Bis 2037 will der Kanton Nettonull erreichen. 
Dazu baut Basel sein Fernwärmenetz aus, an das die 
ganze Stadt angeschlossen werden soll. Baustellen und 
aufgerissene Strassen prägen deshalb das Stadtbild. 
Marktkenner gehen davon aus, dass in den nächsten 
Jahren jährlich vier Kilometer Leitungsrohre verlegt wer­
den, und das zusätzlich zum regulären Unterhalt und 
den erforderlichen Neu- und Ersatzbauten im Tiefbau. 
Für Baufirmen sind das gute Nachrichten.

Auf dem Weg zum Netto-null-Ziel
«Das Bauvolumen im Tiefbau ist hoch und dürfte in den 
nächsten Jahren so bleiben», schätzt Theodor Häner, 
Geschäftsführer des Verbands der Bauunternehmer 
Region Basel, die aktuelle Situation ein. Ganz anders 
präsentiert sich die Lage im Nachbarkanton Basel-Land­
schaft. Hier sind die Aufträge im Tiefbau weggebro­
chen. Die Koordination derart vieler Baustellen sei an­
spruchsvoll, dennoch verlaufe die Zusammenarbeit mit 
dem Basler Baudepartement und den Industriellen 
Werken Basel als Auftraggeberin sehr geordnet. «Die 
Aufträge sind planbar, die Vorgaben klar.» Dank reich­
lich Kantonsfinanzen ist auch genügend Geld für Pro­
jekte vorhanden.

Kehrseiten des Baubooms
Im November 2022 haben die Basler Stimmberechtigten 
mit deutlicher Mehrheit das Netto-Null-Ziel 2037 be­
schlossen. Das könnte der Grund sein, warum Anwoh­
nende die Baustellen vor der Haustüre eher akzeptieren, 
beobachtet Häner. Der Unmut mache sich dafür bei pri­
vaten Hochbauten Luft. «Der aufgestaute Ärger entlädt 
sich in unsinnigen Einsprachen, obwohl beispielsweise 
ein dringender Bedarf an neuen Wohnungen besteht. In 
keiner anderen Schweizer Stadt wurden in den letzten 
zehn Jahren so wenige Wohnungen gebaut wie in Ba­
sel.» Unbestrittenermassen besteht Nachholbedarf, doch 
ein zu starrer Mieterschutz schreckt viele Investoren ab.

Ressourcenplanung bleibt schwierig
Häner weist auf einen weiteren negativen Aspekt der 
Einsprachen hin: die Pflicht zum Vorhalten von Ressour­
cen. Werden Einsprachen abgelehnt, kommen diese 
Projekte meist sehr schnell auf den Markt. Bei der Auf­
tragsvergabe müssen Baufirmen garantieren, die nöti­
gen Ressourcen – Personal, Maschinen, Material – meist 
innerhalb kurzer Zeit bereitzustellen und mit der Instal­
lation zu starten. «Das Puffern von Aufträgen kann für 
mittlere und kleinere Unternehmen sowohl finanzielle 
als auch organisatorische Herausforderungen bringen», 
erklärt Häner. «Wir haben gelernt, flexibel zu sein. Der 
Bau lebt letztlich von Lösungen. Etwas mehr Handlungs­
raum bei der Ressourcenplanung könnte jedoch helfen, 
unsere Situation zu entschärfen.»
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Die Folgen des Wachstums 
für die Stadtfinanzen

Drei Viertel der Schweizer Bevölkerung leben heute in Städten, und 
diese wachsen weiter. Das hat Auswirkungen auf deren Finanzen. 
Wie sie darauf reagieren können, ist Gegenstand einer neuen Studie.
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Die 10-Millionen-Schweiz macht Schlag­
zeilen. Die Auswirkungen auf Wohl­
stand, Lebensqualität, Siedlungsraum 
und Landschaft sowie den gesellschaft­
lichen Zusammenhalt gehören zu den 
heiss diskutierten politischen Themen. 
Dabei sind es die Städte, die dank ihrer 
Attraktivität und der hohen Lebensqua­
lität das Wachstum der Schweiz treiben, 
gemäss Revision des Raumplanungsge­
setzes dies sogar müssen. Die Konferenz 

der städtischen Finanzdirektorinnen und 
Finanzdirektoren (KSFD) beauftragte die 
Firma EBP, den Ursachen und Folgen 
dieser Entwicklung in einer Studie auf 
den Grund zu gehen. «Das Bevölke­
rungswachstum ist Ausdruck der Attrak­
tivität der Städte», halten die Autoren 
der Studie fest. Faktoren wie wirtschaft­
liche Dynamik, vielfältige Arbeits- und 
Ausbildungsmöglichkeiten, ein gut aus­
gebautes öffentliches Verkehrsnetz und 
eine hohe Lebensqualität ziehen sowohl 
Unternehmen als auch Haushalte an. 
Dabei machen sich verschiedene Effekte 
bemerkbar: Es sind vor allem gut quali­
fizierte Arbeitskräfte und insbesondere 
auch jüngere Menschen, die in die Städ­
te ziehen, aber auch die internationale 

«Städte können 
mit dem Wachstum 
umgehen.»

Zuwanderung hält weiter an. Die Dyna­
mik macht nicht an den Stadtgrenzen 
halt. Die Agglomerationsgemeinden 
erleben ebenfalls einen Wachstums­
schub, weil als Folge in den Zentren der 
Wohnraum knapp und kaum noch be­
zahlbar wird. Die Verfügbarkeit von (be­
zahlbarem) Wohnraum ist auch das 
Thema, das bei Umfragen unter den 
Schweizer Städten am meisten Sorgen 
bereitet. Das Bevölkerungswachstum 
hat gemäss der Studie aber unterschied­
liche Auswirkungen auf die Finanz­
situation der Städte. Eine einfache, 
geschweige denn allgemeingültige Ant­
wort darauf gibt es nicht. «Dass sich 
keine einfache Antwort auf die Auswir­
kungen des Bevölkerungswachstums 
auf die Stadtfinanzen formulieren liess, 
war in dieser Deutlichkeit überra­
schend», sagt Benjamin Fröhlich, Leiter 
Kommunikation. «Die Herausforderun­
gen der Städte sind zu verschieden.» 

Fachkräfte fehlen in der 
Planung und Umsetzung
Die Studie zeigt deutlich, dass sich der 
Einfluss auf die laufenden Finanzen der 
Städte je nach Stadttyp und Anzahl Ein­
wohner zum Teil deutlich unterscheidet. 
Erkennbar ist etwa ein Einfluss des 
Wachstums auf die Infrastrukturinvesti­
tionen. Städte mit grossem Wachstum 
investieren zum Beispiel pro Kopf deut­
lich mehr in Bildung, Freizeit/Sport, 
 Gesundheit, Verkehr und Wohnen. Es 
lassen sich aber zum Teil auch Skalen­
effekte erkennen, etwa in der Verwal­
tung und im Verkehr. Aber auch die 
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Demografie, die Zuwanderung insbe­
sondere jüngerer Menschen, beeinflusst 
die Finanzen. Diese dürften für die aller­
meisten Städte denn auch eine der 
grössten Herausforderungen darstellen. 
Nicht zuletzt trifft die demografische 
Entwicklung die Stadtplaner auch direkt. 
Selbst wenn genügend Finanzen zur 
Verfügung stehen, fehlen in der Planung 
und Umsetzung die Fachkräfte, um all 
die Projekte abwickeln zu können. 

Wie Städte auf das Wachstum 
reagieren können 
Die Studienautoren zeigen Handlungs­
felder auf, die es den Städten erlauben 
sollen, das Wachstum gezielter und 

aktiver zu gestalten. «Es lässt sich fest­
stellen, dass die Städte mit diesem 
Wachstum umgehen wollen und kön­
nen, auch wenn die Bewältigung mit 
Aufwand verbunden ist. Sie brauchen 
dazu die notwendige Autonomie, pas­
sende Rahmenbedingungen und die 
Möglichkeit zu handeln», sagt Fröhlich. 
«Die grosse Herausforderung wird es 
bleiben, das Wachstum zusammen mit 
den übrigen Staatsebenen nachhaltig 
zu steuern und zu gestalten.» 

Treiber und Trends verstehen: Vie­
lerorts seien bereits gute räumlich-pla­
nerische und politische Grundlagen 
vorhanden. Nicht immer bestünden 

aber die Voraussetzungen, um die 
Grundlagen miteinander zu verbinden, 
schreiben die Studienautoren. Städte 
sollten die Bevölkerungs- und Wohn­
raumentwicklung monitoren und da­
raus eine Wohnraum- und Schulraum­
planung entwickeln. 

Integriertes Denken von Stadt-, Be-
völkerungs- und Finanzentwick-
lung fördern: Die Studie zeigt auf, 
dass die Analyse der finanziellen Aus­
wirkungen der Stadtentwicklung und 
das Verständnis für Einflussfaktoren 
und Abhängigkeiten anspruchsvoll sei­
en. Die Verantwortlichen sollen die 
Bevölkerungs- und Finanzentwicklung 
deshalb verstärkt zusammen denken 
und die stadtinterne Abstimmung in­
tensivieren. Dazu gehören beispiels­
weise grössere Siedlungsentwicklun­
gen, die verschiedene Nutzungen, 
Gewerbe, Wohnen, Arbeiten und Frei­
zeit, beinhalten und gleichzeitig auch 
Ziele bezüglich Wohnraum, Bevölke­
rungs- und Arbeitsplatzstrukturen ver­
folgen. 

Demografische Entwicklung gestal
ten: Um das Bevölkerungswachstum 
zu bewältigen, ist ein querschnittorien­
tierter Zugang nötig. Die Bevölkerung­
sentwicklung ist über alle Themen 
hinweg zu betrachten, und die Planun­
gen sind aufeinander abzustimmen. Es 
brauche eine fundierte Bevölkerungs­
prognose als Basis, um frühzeitig zu 
erkennen, wenn sich Einflussfaktoren 
verändern. 

Bevölkerungsentwicklung regional 
denken: Städte seien als «Stadtland­
schaft mit Angeboten und Standort­
eigen schaften für unterschiedliche 
Woh npräferenzen und Lebensphasen» 
zu sehen. Erst im Zusammenspiel ent­
stehe ein attraktiver urbaner Raum. 

Zur Studie des 
Städteverbands.
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Wohnungsbau: Kantone und 
Gemeinden sind gefordert

In den kantonalen und kommunalen Richtplänen sowie den Bau- und 
Zonenordnungen müsse dringend eine Interessenabwägung für eine 
sinnvolle Siedlungsentwicklung nach innen stattfinden, sagt Baujuristin 
Miriam Lüdi.
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Wie können die vielen Einsprachen 
gegen Bauprojekte eingedämmt wer-
den? Die Baujuristin und Spezialistin  
für Raumplanung Miriam Lüdi kennt ein 
Rezept: «Die Interessenabwägung zwi-
schen ökologischen, sozialen und öko-
nomischen Aspekten muss in den kan-
tonalen und kommunalen Richtplänen 
sowie den Bau.- und Zonenordnungen 
stattfinden, und nicht erst bei den ein-
zelnen Bauprojekten.» Diese Interessen-

abwägung werde heute nur mangel-
haft vorgenommen, weshalb der 
Prozesserfolg für Einsprechende hoch 
ist – und damit die Motivation, Einspra-
chen zu machen. In ihren Augen be-
fassen sich die strategischen kantonalen 
Planungsgrundlagen zu wenig oder gar 
nicht mit der idealen Einwohnerzahl im 
Verhältnis zur Zahl der Arbeitsplätze. 
Sie nennt als Beispiel Wallisellen, das im 
Verhältnis zur Gewerbefläche nur 
50 Prozent Wohnanteil zulässt. Mit an-
deren Worten heisst das, dass für zwei 
Vollzeitstellen nur der Wohnraum für 
eine Person zugelassen ist. Wie konnte 
das passieren? «Letztlich fehlt im kan-
tonalen Richtplan eine Analyse zur 
Wohnraumdichte», so Lüdi.

«Die Motivation ist 
hoch, Einsprachen 
zu machen.»

Die Baujuristin nimmt auch den Bund 
in die Pflicht, weil kantonale Richtpläne 
vom Bund genehmigt werden. Wenn 
es nicht genug Wohnraum in der Nähe 
von Arbeitsplätzen gebe, müssten die 
Leute pendeln, mit Negativauswirkun-
gen auf den Verkehr. Ideal für eine 
Stadt sei es, wenn die Bewohnerinnen 
und Bewohner alle Besorgungen des 
Alltags in zehn Minuten zu Fuss erledi-
gen könnten. Die Städte Zürich und 
Bern hätten schon solche Quartiere, 
aber auch die Stadt Vevey.

Lesen Sie den ganzen Beitrag. 

Versierte  
Fachfrau
Die Baujuristin und Dozentin 
Dr. iur. Miriam Lüdi hat sich 
einen Namen als Expertin zur 
Raumplanung gemacht. Sie ist 
Mitgründerin von Resilientsy, 
einem Unternehmen, das Lö-
sungen für eine zukunftsori-
entierte Raumplanung sucht.



19SBWNr. 1/25

FOKUS

Dringend gesucht: eine 
bezahlbare Wohnung

Seit Jahren werden zu wenig Wohnungen gebaut. Die Bautätigkeit 
sinkt wegen Überregulierungen, Einsprachen und langer 
Bewilligungsverfahren. Die Folge: Das Angebot bleibt beschränkt, 
weshalb die Mieten weiter steigen. Gefordert ist die Politik.  
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Wer eine Wohnung sucht, hat es 
schwer. In der ganzen Schweiz ist 
Wohnraum ein äusserst rares Gut. 
Jährlich müssten 50 000 neue Woh­
nungen gebaut werden, um mit der 
Nachfrage Schritt zu halten. Doch ge­
baut wurden letztes Jahr nur 40 000. 
Dieses Jahr dürfte kaum besser wer­
den. Nach UBS-Schätzung sind die 
Baubewilligungen gegenüber dem 
Vorjahr um fast 25 Prozent einge­
brochen. Das hat negative Auswirkun­
gen auf den Wohnungsmarkt. Das 

vierte Jahr in Folge ist die Leerstands­
quote in der Schweiz gesunken. Das 
Bundesamt für Statistik (BfS) rechnet 
vor, dass im Jahr 2020 noch 1,72 Pro­
zent der Wohnungen leer standen. 
Heute sind es gerade noch 1,08 Pro­
zent. 

Keine freie Wohnung 
in 200 Gemeinden
Gemäss BfS ist der Leerstand in 18 von 
26 Kantonen gegenüber dem Vorjahr 
nochmals gesunken. Wo freie Woh­
nungen fehlen, werden Angebot und 
Nachfrage am stärksten über den 
Mietpreis ausgeglichen. Zur Jahresmit­

«Wohnungsbau  
wird auf vielfältige Art 
verhindert.»

te 2024 waren in rund 200 Gemeinden 
keine einzige Wohnung inseriert. In 
400 weiteren Orten bewegt sich die 
Leerstandsquote zwischen 0,1 und 
0,5 Prozent. Eine Wende ist derzeit 
nicht in Sicht. Die Baugesuche nehmen 
zwar wieder zu, aber die langen und 
komplizierten Bewilligungsverfahren 
verhindern den Wohnungsbau.

Dringender Handlungsbedarf
Der SBV fordert, dass endlich wieder 
mehr Wohnungen gebaut werden 
können. Dabei setzt er auf eine Ver­
dichtung in den bestehenden Sied­
lungsgebieten. So lässt sich der Grün­
raum schützen und der Wohnungsbau 
vorantreiben. Doch Wohnungsbau 
wird auf vielfältige Weise verhindert. 
Das Parlament hat zwar eine  Lockerung 
der Lärmvorschriften beschlossen und 
diskutiert Massnahmen gegen queru­
latorische Einsprachen. Es braucht drin­
gend weitere Schritte.

Mehr zur  
Agenda 125.0  
erfahren.

Der SBV fordert mehr und 
schnelleren Wohnungsbau
• �Planungs- und Bewilligungsverfahren verschlanken
• �Einsprachen auf das Wesentliche reduzieren
• �Ausnützungsziffern erhöhen
• �Grenzabstände verringern
• �Durchmischung von Arbeits- und Wohnzonen fördern
• �Abwägung von Interessen stärken
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Beton als 
Kohlenstoffsenke

Barbara Lothenbach, Professorin und Projektleiterin an der Empa, 
forscht zu Zementen, die dafür sorgen, dass Beton CO2 speichert, 
statt emittiert. 
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Zement ist ein sehr praktischer Baustoff und erfreut sich 
einer grossen Beliebtheit. Mehr als vier Milliarden Ton­
nen werden weltweit jährlich verbaut, Tendenz stei­
gend. Bloss: Herkömmlicher Zement emittiert 700 Kilo­
gramm CO2 pro Tonne, das ist nicht wenig. Entsprechend 
ist für das Klima die Herstellung von CO2-neutralem 
Zement wichtig. Bereits bekannt ist, wie das funktio­
nieren könnte, indem statt Kalkstein Magnesiumoxid 
verwendet wird. Dieses fällt bei der Herstellung von 
Trinkwasser bei der Entsalzung von Meerwasser an oder 
kann aus bestimmten Geisteinen, den Magnesiumsili­

katen, gewonnen werden. Magnesiumoxid lässt sich 
mit Wasser und CO2 zu Zement verarbeiten. Dabei wird 
mehr CO2 gebunden als emittiert, es handelt sich um 
eine Kohlenstoffsenke. Ein tolles neues Material – jeden­
falls in der Theorie. In der Praxis wirft diese Methode 
noch viele Fragen auf. Schliesslich steht fest, dass sich 
ein neues Verfahren nur dann durchsetzen kann, wenn 
der damit hergestellte Beton die gleichen Eigenschaften 
besitzt wie der bisherige. Ein Team rund um die Profes­
sorin Barbara Lothenbach forscht an der Empa dazu. 

Betonstabilität digital vorherberechnen
«Der mit dem neuen Zement hergestellte Beton weist 
eine hohe Frühfestigkeit auf, das ist wichtig für die Pra­
xis», so Lothenbach. «Verarbeitet beträgt die Druck­
festigkeit rund 25 Megapascal nach zwei Tagen. Wie 
wir festgestellt haben, schwindet der Beton weniger als 
herkömmliche Beton. Trotz eines tiefen pH-Wertes ist 

«Eine Herstellung des 
neuen Betons auf der 
Baustelle ist möglich.»

der Korrosionswiderstand des neuen Betons genü­
gend.» Die ältesten Proben, die das Team hergestellt 
hat, sind knapp fünfjährig. Mit digitalen Modellen wird 
vorherberechnet, wie sich die Stabilität des Betons wei­
ter entwickeln wird. Eine Herstellung von Beton mit 
Magnesiumoxid-Zement auf der Baustelle ist möglich. 
Lothenbach verrät, dass demnächst im Rahmen der 
Bauarbeiten am NEST – dort werden alternative Ver­
fahren und neue Materialien in der Praxis getestet – eine 
Aussenwand mit dem neuen Zement betoniert werden 
soll. Die Stahlbewehrung kann im neuen Beton wie ge­
wohnt verlegt werden. Barbara Lothenbach denkt, dass 
Beton, der mittels Zement aus Magnesiumoxid herge­
stellt wurde, ab 2028 bis 2030 marktreif sein könnte. 
Ob er sich durchsetzen wird, hängt vom Preis und von 
der Verfügbarkeit von Magnesiumoxid ab.
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ARBEITSSICHERHEIT

Absturzsicherung 
auf kleinster Fläche

Seit 1. Januar 2025 ist die Absturzsicherung ab zwei Metern Pflicht. 
Ein Besuch auf einer Baustelle in Wichtrach zeigt, wie Auffangnetze 
und Innovationen auch auf kleinsten Flächen Sicherheit bieten.
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Nach einer längeren Übergangsfrist 
wird es ernst: Seit dem 1. Januar 2025 
schreibt die Suva vor, dass ab einer 
Arbeitshöhe von zwei Metern zwin­
gend ein Schutz gegen Absturz vor­
handen sein muss. Auf der Baustelle 
eines Mehrfamilienhauses in Wichtrach 
zeigen Auffangnetze, wie die neuen 
Vorschriften umgesetzt werden.

Auf der Baustelle herrscht geschäftiges 
Treiben. Trotz des kühlen Winds ist die 
Atmosphäre entspannt. Alle Decken der 
Häuser – mit Höhen von 2,40 bis 2,65 
Metern – wurden mithilfe von Auffang­
netzen erstellt. «Der Mehraufwand 
beim Schalen ist minimal, und die Teams 
kommen gut voran», erklärt Bauführer 
Manuel Waeber von der Büchi AG. Das 
Auffangnetz ersetzt aufwendiges Ver­
schwenken von Material, und Auszugs­
stangen sorgen für Stabilität. Polier 
Manuel Rodriguez ergänzt: «Die Mit­
arbeitenden fühlen sich sicherer und 
arbeiten entspannter, da Abstürze aus­
geschlossen sind.» Auch Lernende 
können gefahrlos eingebunden wer­
den. Zwar entstehen Mehrkosten, 

«Auch Lernende 
können gefahrlos 
eingebunden  
werden.»

doch Rodriguez betont: «Mitarbeiten­
de sind unersetzbar – Material nicht.» 
Zudem schont das Arbeiten von oben 
langfristig den Rücken.

Sicherheit hat Vorrang
Auch Innovationen wie das Safeflex-
System der Doka Schweiz AG unter­
stützen die Umsetzung. Es ermöglicht 
das sichere Verlegen von Schalungs­
platten von oben und spart Zeit. Die 
Gitter sind auf marktübliche Formate 
abgestimmt und einfach zu montieren. 
Verschiedene Anbieter haben Systeme 
für kleine Flächen entwickelt, die ma­
ximale Sicherheit bieten. Die neuen 
Vorschriften setzen ein klares Zeichen: 
Sicherheit hat Vorrang.

Mehr zur  
Arbeitssicherheit.
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BILDUNG

Die Baubranche schafft 
neuen Beruf

Die SBV-Delegierten sagten Ja zu einem digitalbasierten 
Abschluss in der höheren Berufsbildung. Im Zentrum stehen zwei 
Kompetenzen: das Beherrschen der neuen Technologien und ein 
prozessorientiertes Denken.
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Mit deutlichem Mehr haben die Dele­
gierten die Schaffung eines neuen Be­
rufsabschlusses verabschiedet. Schon im 
Sommer fand eine Umfrage bei Baufir­
men eine breite Zustimmung. «Die Bau­
branche erachtet einen neuen Berufsab­
schluss als wichtig», freut sich Projekt­
leiter Christoph Gerber. Als Nächstes 
muss das Projekt vom Staatssekretariat 
für Bildung, Forschung und Innovation 
(SBFI) beurteilt werden. Sobald die Be­

willigung von dieser Stelle vorliegt, kann 
mit der Entwicklung inhaltlich gestartet 
werden. «In den kommenden Monaten 
werden das erforderliche Wissen und 
die Prüfungsanforderungen festgelegt.»

Das neue Berufsbild kombiniert tra­
ditionelle Baukenntnisse mit neuen 
 Anforderungen der Digitalisierung. In 
zwei Jahren sollen die ersten Ausbil­
dungslehrgänge beginnen. Bis dahin 
müssen umfangreiche Dokumentatio­
nen erarbeitet werden. 

Der Bau leidet an einem Mangel an 
Fachkräften. Mit der Umsetzung des 

«Die Baubranche  
erachtet den neuen 
Berufsabschluss als 
wichtig.» digitalen Berufes macht das Bau­

hauptgewerbe einen weiteren Schritt 
in Richtung Zukunftsfähigkeit und 
Wett bewerbsstärke. «Eine attraktive 
Berufsentwicklung wird auch neue 
Zielgruppen erschliessen. So könnte 
der neue Abschluss mithelfen, den 
Fachkräftemangel auf dem Bau zu lin­
dern», zeigt sich Gerber überzeugt. In 
der Branchenumfrage signalisierten 
zwei Drittel der Befragten die Bereit­
schaft, Fachleute mit dem neuen Ab­
schluss einstellen zu wollen. Das sind 
gute Aussichten für künftige Absolven­
tinnen und Absolventen.

Mehr zu  den neuen 
Berufsabschlüssen erfahren.

Masterplan
Bildung ist ein Grundpfeiler 
für eine starke Baubranche. 
Mit dem Masterplan «SBV-
Berufsbildung 2030» moder­
nisiert der SBV die Aus- und 
Weiterbildung im Bauhaupt­
gewerbe. Damit sichert er die 
Zukunft mit genügend und 
gut ausgebildeten Fachkräf­
ten.
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Wir bauen 
auf Frauen
Die Veranstaltung auf dem Cam­
pus Sursee zeigt, wie Unterneh­
men das Potenzial von Frauen 
nutzen können. Was bedeutet es, 
wenn Frauen in Berufe einstei­
gen, in denen Männer traditionell 
sehr viel stärker vertreten sind? 
Im Zentrum stehen ein Kultur­
wandel, insbesondere in der Bau­
branche, und die Frage, wie es 
Baufirmen schaffen können, 
Frauen zu fördern und sie gleich­
zeitig zu neuen Wegen zu ermu­
tigen.

27. Juni 2025

Tag der 
Bauwirtschaft 
Der wichtigste Netzwerkanlass 
der Branche findet nächstes Jahr 
in Lausanne im SwissTech Con­
vention Center statt. Er bringt 
Spezialisten aus allen Bereichen 
zusammen und bietet eine Platt­
form zum Austausch. Hier treffen 
sich die Führungskräfte der Bau­
wirtschaft: Baumeister, Bauher­
ren, Planer und Architekten, Im­
mobilienexperten und Investoren 
sowie Akteure des Ausbauge­
werbes und der Zulieferindustrie. 
2025 wiederum mit Partner HGC.

Jetzt anmelden. Mehr erfahren.

Nein zur Umweltverantwortungs
initiative
Aus Sicht des SBV ist die Initiative weder realistisch noch tragfähig. Die 
geforderten Ressourcenanforderungen wären nur durch eine radikale 
Drosselung der Wirtschaft erreichbar. Der Bau wäre direkt betroffen, 
weil der Abbau von Primärbaumaterialien künftig verhindert würde. Das 
könnte die Bautätigkeit einschränken und gleichzeitig die Baukosten 
erhöhen. Der SBV empfiehlt, am 9. Februar 2025 ein Nein einzulegen.

Alles beim Alten 
bei der Stellenmeldepflicht
Die Liste der stellenmeldepflichtigen Berufe für das Bauhauptgewerbe 
bleibt für 2025 unverändert. Demnach müssen offene Stellen weiterhin 
nicht gemeldet werden für Bohrarbeiter/in, Gleisbauer/in, Gleisbauprak­
tiker/in, Grundbauer, Grundbaupraktiker/in, Kranführer/in, Mineur/in, 
Pflästerer/in, Steinsetzer/in, Strassenbauer/in, Strassenbaupraktiker/in 
sowie Tunnelfacharbeiter/in.

Zentrales Vertragswerk für den Bau 
Das Werkvertragsrecht (Art. 363–379 OR) hat in der Baubranche eine 
hohe Praxisrelevanz. Der kürzlich im Stämpfli Verlag erschienene Berner 
Kommentar stellt die einschlägige Lehre und Rechtsprechung verständ­
lich dar und beleuchtet die verschiedenen Phasen der Vertragsabwick­
lung. Er beantwortet häufig gestellte Fragen zu den Qualifikationen, zu 
den Terminen, zur Vergütung sowie zu den Haftungsregelungen und 
unterbreitet mögliche Lösungsansätze.

Hier bestellen.



Vernetzung – Inspiration – Leadership

Gastgeber

SAVE THE DATE
Freitag, 27. Juni 2025
SwissTech Convention Center, Lausanne

Der wichtigste Netzwerkanlass der Branche. Hier treffen sich  
die Entscheider und tauschen sich aus: Baumeister, Bauherren,  
Planer und Architekten, Immobilien-Experten und Investoren  
sowie Akteure des Ausbaugewerbes und der Zulieferindustrie.

www.tagderbauwirtschaft.ch
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